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Kulturellen Austausch pflegen
»Gesellschaftsverein (Club) Gießen« feiert 200-jähriges Bestehen

Gießen (son). 1816 steht als Gründungs-
jahr des Gießener Gesellschaftsvereins fest.
DieVerbindung, die sich der Geselligkeit und
des kulturellen Austausches verschrieben
hat, gibt es bis heute. Am Sonntag feierten
die Club-Mitglieder das 200-jährige Beste-
hen mit einem Festakt im Netanyasaal (über
den Verein und seine Geschichte berichtete
die GAZ ausführlich am 4. Juni).

Im Mittelpunkt der Feier stand die Festre-
de von Stadtarchivar Ludwig Brake über die
historischen Gegebenheiten in der Grün-
dungszeit. »Von tiefgreifenden Veränderun-
gen«, so der Historiker, war die Gesellschaft
im Gründungsjahr 1816 betroffen. Es hatten
große Revolutionen in Westeuropa stattge-
funden. Die Gesellschaft war nicht mehr
feudal-agrarisch-geprägt, sondern das wirt-
schaftlich aufstrebende Bürgertum forderte
seinen Platz ein.

»Früher hatte die Geburt den Platz jedes
einzelnen vorherbestimmt, nun, im 19. Jahr-
hundert, gewannen Bildung, Ausbildung und
Leistungswillen mehr an Bedeutung«, so
Brake. Die gebildeten Schichten hegten
dementsprechend große Erwartungen an den
Staat und an Reformen. Es gab mehr Öffent-
lichkeit, mehr Diskurs. Vereine wurden in
dieser Zeit viele gegründet, auch der Gesell-
schaftsverein in Gießen.

»Vereine boten Menschen aus verschiede-
nen Sphären und Berufsgruppen Gelegen-

heit, zusammenzukommen und sich auszu-
tauschen«, sagte Brake. Und zwar frei und zu
einem selbstgewählten bestimmten Zweck.
Das habe bei der Obrigkeit Misstrauen aus-
gelöst. »Dies gipfelte dann in den Demago-
genverfolgungen des 19. Jahrhunderts, in de-
nen Vereine bespitzelt, teilweise aufgelöst
und später wieder neu gegründet wurden.«
Wie das bei dem Gießener Gesellschaftsver-
ein ausgesehen habe, könne man allerdings
nur schwer rekonstruieren. »Sicher ist, es
war ein gewollt exklusiver Verein, der sich
auch dadurch abgeschottet hat«, sagte Bra-
ke. Spannungen habe es da sicher gegeben.

Frauen waren anfangs gar kein Thema im
Verein, sie kamen erst später als »Ehepart-
ner« hinzu. Und erst seit den 60er Jahren des
20. Jahrhunderts sind sie im Vorstand zu fin-
den. Heute ist der Vorstand mehrheitlich in
weiblicher Hand, wird von Karin Kramer
und Ursula Hartmann geführt. Letztere mo-
derierte auch den Festakt.

Einen bemerkenswerten Auftritt hatte Jus-
tus von Liebig, der ab 1840 Vereinsmitglied
war. Gemimt von Prof. Manfred Kröger,
führte der Zeitreisende mit Prof. Diedrich
Steffens ein unterhaltsames Fachgespräch.

Zu Beginn hatte Irmgard Adam ein selbst-
verfasstes Gedicht zum Jubiläum vorgetra-
gen. Bevor es zum gemütlichen Teil überging,
durften sich alle Anwesenden in das 200
Jahre alte goldeneVereinsbuch eintragen.

Manfred Kröger als Justus von Liebig – der
berühmte Chemiker war seinerzeit Vereins-
mitglied – im Fachgespräch mit Diedrich
Steffens. (Foto: son)

CDU übernimmt Stadtplanung
Kenia-Koalition stellt Vertrag vor – Grüne geben auch Verkehr an Union ab

Gießen (mö). Fünf Jahre nach der Abwahl
von CDU-Stadtrat Thomas Rausch wird die
Gießener Union ab Oktober in Gießen wie-
der für die Stadtplanung zuständig sein. Zu-
dem wird der CDU-Dezernent oder die
CDU-Dezernentin künftig für die Verkehrs-
politik, die Ordnungsverwaltung und die
Wirtschaftsförderung die Verantwortung tra-
gen. Mit dem Ende der zweiten Amtszeit von
Grünen-Dezernentin Gerda Weigel-Greilich
im übernächsten Jahr geht der Bürgermeis-
ten-Posten außerdem an die CDU. Und: Auch
die Zuständigkeit für die Verkehrspolitik
müssen die Grünen an die Union abgeben.

Dies gaben die künftigen Koalitionspart-
ner SPD, CDU und Grüne am Montag bei
der Vorstellung ihres Bündnisvertrags (siehe
Bericht unten) bekannt. Wer die CDU künf-
tig im hauptamtlichen Magistrat vertreten
wird, steht noch nicht fest. Die Wahl durch
das Stadtparlament ist erst für Ende Sep-
tember geplant. Dieser Fahrplan steht – wie
der gesamte Vertrag – unter dem Vorbehalt,
dass in dieser und der übernächsten Woche
drei Parteitage der sogenannten Kenia-Ko-
alition ihren Segen geben.

Nicht die Zuständigkeiten seien für diese
Koalition entscheidend, sondern »wie wir
zusammenarbeiten werden«, sagte SPD-Vor-
sitzender Gerhard Merz. Das hohe Maß an
»Konsens- und Kompromissbereitschaft«,
das sich in den Verhandlungen gezeigt habe,
stimme ihn zuversichtlich, dass die Koalition
»für die Stadt und Region etwas bewegen
kann«, wie CDU-Chef Klaus-Peter Möller
hinzufügte. Für die Grünen zeigte sich Mar-
kus Labasch zufrieden mit dem Ergebnis:
»Wir haben in den Gesprächen viele Ge-
meinsamkeiten festgestellt.«

Wie Merz betonte, wollen die drei Partner
auf dem großen und wichtigen Feld des Pla-
nen und Bauens »gemeinsame Verantwor-
tung« tragen. Dies erklärt, dass bei den Grü-
nen die Zuständigkeit für das Bauordnungs-
amt verbleibt. Dass die Union auch das Tief-
bauamt von Weigel-Greilich übernimmt, be-
gründete Möller mit der ganzheitlichen Zu-
ständigkeit für die Verkehrspolitik. Sie rei-
che von der »Straßenbauplanung bis zum

Knöllchenschreiben«. Denn zum CDU-De-
zernat gehören auch die im Ordnungsamt
angesiedelte Straßenverkehrsbehörde und
die Ordnungspolizei. Auch die Feuerwehren
gehören zum künftigen CDU-Dezernat.

Bürgermeisterin Weigel-Greilich bleibt zu-
ständig für die Ämter für Umwelt, Jugend,
Grünflächen und Friedhöfe, Liegenschaften
sowie für die Stadtreinigung und die Müll-
abfuhr. Die beiden SPD-Hauptamtlichen, OB
Dietlind Grabe-Bolz und Stadträtin Astrid
Eibelshäuser, geben ebenfalls Zuständigkei-

ten ab, Eibelshäuser die Wirtschaftsförde-
rung, Grabe-Bolz den Brandschutz.

Merz kündigte an, dass die Koalition in der
Juli-Sitzung des Stadtparlaments einen An-
trag auf Änderung der Hauptsatzung stellen
wird, um dann in der Sitzung am 29. Sep-
tember den CDU-Stadtrat oder die CDU-
Stadträtin wählen zu können. »Wir sind drei
Partner, die Bevölkerung und die Aufgaben
wachsen«, begründete Merz die Vergrößerung
des hauptamtlichen Magistrats.

Wie Möller ankündigte, wählt die CDU ih-
re/n Hauptamtliche/n bei einem gesonderten
Parteitag irgendwann im Sommer. Am über-
nächsten Montag (20. Juni) wird den Mitglie-
dern zunächst der Koalitionsvertrag zur Ab-
stimmung vorgelegt, bei der SPD passiert
das bereits heute Abend, die Grünen ziehen
am 21. Juni nach.

Die Vertragspartner (v.l.) an ihrer Wirkungsstätte: Klaus Peter Möller (CDU), Gerhard Merz
(SPD) und Markus Labasch (Grüne). (Foto: Schepp)

“Keine Partei muss einen
Gesichtsverlust fürchten„

SPD-Chef Gerhard Merz

400 Sozialwohnungen und ein neuer Masterplan
Was der Kenia-Vertrag Gießen im Einzelnen bringt: Kongresshalle bleibt, Adenauer-Brücke wird vierspurig, längeres Stadtfest

Drei Parteien, 45 Seiten: Der Entwurf des
Koalitionsvertrags von SPD, CDU und Grü-
nen trägt auch im Umfang dem Umstand
Rechnung, dass sich die drei stärksten Kräfte
der Stadtpolitik zu einem Bündnis zusam-
mentun wollen. Die Gießener Allgemeine
Zeitung stellt die wichtigsten inhaltlichen
Punkte in der Reihenfolge vor, wie sie aufge-
schrieben wurden:

✘ Finanzen: Die Koalition bleibt auf dem
Kurs der Haushaltssanierung. Für Steuer-
senkungen sehen SPD, CDU und Grüne ge-
genwärtig zwar keine Spielräume, aber unter
geänderten Rahmenbedingungen könnte es
zu einer Senkung der Grundsteuer B kom-
men. Ziel: Der kommunale Schutzschirm des
Landes soll vorzeitig und damit vor 2021
verlassen werden. Notwendig Gebührenerhe-
bungen sollen nur in »kleinen Schritten«
vollzogen werden.

✘ Wirtschaft: Die Gewerbesteuer wird
nicht erhöht, zur Förderung des Einzelhan-
dels soll das Leerstandsmanagement verbes-

sert werden und eine Initiative zur Vernet-
zung des stationären mit dem Online-Handel
gestartet werden. Geprüft wird der Beitritt
zum Regionalverband Frankfurt/Rhein-
Main.

✘ Planen und Bauen: Der aus dem Jahr
2005 stammende Masterplan für Gießen wird
überarbeitet, dies unter besonderer Beach-
tung der fünf Stadtteile. Am Berliner Platz
soll ein Kongresszentrum mit einer moderni-
sierten Kongresshalle etabliert werden. Ob
dazu auch ein 80-Betten-Hotel passt, wird
geprüft und bis Mitte 2017 entschieden. Die
zwischen Evangelischer Siedlung und Grün-
berger Straße gelegene Brachfläche (Motor-
pool) wird einer gemischten Nutzung mit
Wohnen und Gewerbe zugeführt. Die Wohn-
nutzung sieht neben Geschosswohnungsbau
auch Grundstücke für Einfamilienhäuser so-
wie ein Quartierszentrum mit Gemein-
schaftseinrichtungen vor. Die historische
Treppe am Bahnhof wird saniert, festgehal-
ten wird an der Planung eines Fernbusbahn-

hofs am Bahnhofs-Eingang Lahnstraße. Der
Brandplatz bleibt vorerst Parkplatz.

✘ Verkehr: Die Konrad-Adenauer-Brücke
wird »schnellstmöglich« und vierspurig aus-
gebaut. Die Grünberger Straße wird grund-
haft erneuert; dort soll auch eine Ring-Auf-
fahrt Richtung Süden entstehen. Angestrebt
wird eine verbesserte Busanbindung neuer
Wohngebiete und der Uni-Einrichtungen.
Auf dem Gelände der bisherigen Feuerwache
an der Steinstraße wird ein Parkhaus gebaut.
Tempo 30 bleibt auf Wohngebiete sowie die
Straßen vor Schulen und Kitas beschränkt.

✘ Schulen: Die Grundschulen sollen weiter
zu Ganztageseinrichtungen ausgebaut wer-
den und die Kooperation mit den Kitas ver-
stärkt werden, an der Struktur der weiter-
führenden Schulen wird nichts geändert.

✘ Kultur: Das Stadttheater bleibt als Drei-
Sparten-Haus inklusive Philharmonie und
taT erhalten. Für die städtischen Museen
wird ein »Generalkonzept« entwickelt, die
Kunsthalle im Rathaus bleibt bestehen, beim

Stadtfest soll länger gefeiert werden dürfen,
die Umgestaltung des Klosterhofs auf dem
Schiffenberg wird weiterverfolgt.

✘ Sicherheit und Ordnung: Die Reaktivie-
rung des Freiwilligen Polizeidienstes ist be-
reits beschlossen, das Alkoholverbot am
Marktplatz bleibt eine Option, ebenso die
Wiederinbetriebnahme der Kameraüberwa-
chung am Marktplatz, zudem werden Stadt-
teil-Beiräte zur Kriminalitätsvorbeugung
eingerichtet.

✘ Sozialer Wohnungsbau: Die Koalition
legt ein Programm zum Bau von 400 Sozial-
wohnungen auf. Dafür werden sechs Millio-
nen Euro eingesetzt. Die Fehlbelegungsabga-
be wird wieder eingeführt, zudem wird eine
»Leitstelle Soziales Wohnen« eingerichtet.

✘ Umwelt: Es bleibt bei der Wiedereinfüh-
rung einer Baumschutzsatzung, außerdem
will Kenia die Einführung von Mehrwegge-
schirr bei Coffee-to-go fördern und den Auf-
bau eines Netzes von E-Tankstellen unter-
stützen. (mö)

Kommentar

Verantwortung
für Gießen
Von Burkhard Möller

Ein Bündnis aus SPD, CDU und Grünen ist
so ziemlich das Gegenteil einer Wunschkoali-
tion oder eines politischen Projekts. Die Gie-
ßener Kenia-Koalition ist halt einem schwieri-
gen Wahlergebnis geschuldet, dessen Zustan-
dekommen mit der konkreten Politik vor Ort
wenig bis nichts zu tun hatte. Gleichwohl
stimmt eine Beobachtung für Gießen, die den
sogenannten etablierten Parteien auf anderer
Ebene als Vorwurf begegnet. Da ist oft von ei-
nem Einheitsbrei die Rede.
Richtig ist, dass sich in Gießen die Parteien

seit der Jahrtausendwende angenähert ha-
ben. Auf die bürgerliche Koalition mit CDU,
Freien Wählern und FDP folgte »Jamaika« mit
grüner Beteiligung, dann Rot-Grün und jetzt
Rot-Schwarz-Grün. Jeder mit jedem, könnte
man meinen. Die Wahlgewinner vom rechten
und linken Rand werden das so erklären, dass
auch in Gießen die SPD schon lange nicht
mehr links ist, die CDU sich sozialdemokrati-
siert hat und die Grünen nicht mehr grün sind.
Das ist falsch, denn die Annäherung hat quasi
unfreiwillig über die kommunalpolitischen He-
rausforderungen und die von oben verordne-
ten Sachzwänge stattgefunden, die für ideolo-
gische Selbstbefriedigung nur noch ganz sel-
ten Platz lassen.
Natürlich ist an der Aussage, dass breite

Bündnisse die extremen Ränder stärken, et-
was dran. Aber das trifft nicht auf die kommu-
nale Ebene zu. Sie bekommt es dann aber ab,
wenn innerhalb der Großen Koalition in Berlin
Seehofer und Merkel einen Richtungsstreit
führen oder Gabriel für TTIP wirbt und Waffen-
exporte genehmigt.
Obwohl sie das wissen, wollen sich SPD,

CDU und Grüne bis 2021 gemeinsam den He-
rausforderungen und den von oben verordne-
ten Sachzwängen stellen. Was sie in ihrem
Vertrag aufgeschrieben haben, ist nicht so
wichtig. Wichtiger ist, dass jemand bereit ist,
Verantwortung für Gießen zu übernehmen.
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